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Mustervereinbarung 

über die Schaffung einer selbständigen interkantonalen öffentlichrechtlichen Anstalt mit Rechtspersönlichkeit

A
Einleitende Bemerkungen zur Mustervorlage:

Diese Vorlage ist im Sinne einer Checkliste zu wählen, wenn:

· Die Vertragskantone planen zur Erfüllung einer Aufgabe eine gemeinsame Einrichtung.

· Alle (oder die meisten) Vertragskantone sind Träger der gemeinsamen Einrichtung.

· Der gemeinsamen Einrichtung soll eine gewisse Unabhängigkeit von ihren Trägern und eigene Rechtspersönlichkeit zukommen, damit sie autonom handeln und im Geschäfts- und Rechtsverkehr als eigene Person auftreten kann.

· Zur Unterscheidung Anstalt und Körperschaft
: Die Unterscheidung beruht darauf, dass die Körperschaft Mitglieder und Organe, die Anstalt nur Organe hat, und dass in der Körperschaft der Bürger in die Verwaltung einbezogen ist – und ihr gleichzeitig untersteht -, in der Anstalt dagegen der Bürger der von ihm benutzten Verwaltung nur untersteht. Laut Knapp ist allerdings fraglich, ob eine solche Einteilung berechtigt ist und ob nicht auf die Unterscheidung verzichtet werden soll. 

Das vorliegende Muster bezieht sich nur auf Anstalten. Es hält teilweise ausformulierte Normen bereit und versucht mittels Anmerkungen Erklärungen zum Muster abzugeben. Auf jeden Fall dürfte das Muster höchst selten 1:1 als Vorlage dienen können. Jede Anstalt wird immer das Resultat von Verhandlungen zwischen den Kantonen und speziell für ihre Aufgabe konzipiert sein. Insofern dient das Muster hauptsächlich als Gedankenstütze bei der Erarbeitung.

Beispiele: 

· Konkordat betreffend das Laboratorium der Urkantone (UR SZ OW NW); 

· Konkordat über die Pädagogische Hochschule Zentralschweiz;

· Vereinbarung über ein Informatikdienstleistungszentrum der Kantone OW und NW;
· Vereinbarung über ein Verkehrssicherheitszentrum der Kantone OW und NW (Vereinbarung VSZ); 

B
Mustervereinbarung

Titel

Anmerkung: Die neue Bundesverfassung hat die Terminologie für interkantonale Vereinbarungen (gemäss alter BV Konkordate, Verkommnisse, Verträge oder Vereinbarungen) auf den Begriff "Verträge zwischen den Kantonen" vereinheitlicht. In der neueren interkantonalen Praxis sollten nur mehr die Begriffe "interkantonale Vereinbarung" (Oberbegriff), "Vertrag" (rechtsetzenden und/oder rechtsgeschäftlichen Inhalts), "Verwaltungsvereinbarung" (vorwiegend bei Leistungskäufen) und "Leistungsvereinbarung" (mit Dritten) verwendet werden. Die Namen der Kantone (vertragschliessende Parteien) gehören in der Regel nicht in den Titel sondern in die Präambel. Auch auf die Erwähnung eines Datums sollte im Titel verzichtet werden.

Datum: Entweder enthält bereits der Titel ein Datum oder dem Titel wird ein Datum nachgestellt (vom 1.1.03). Dieses Datum bezieht sich dabei auf den Tag, an dem die Vereinbarung vom interkantonalen Gremium (z.B. einer Direktorenkonferenz) beschlossen und den Kantonen zur Genehmigung unterbreitet wurde.
Präambel
Anmerkung: Die Präambel ist fakultativ. Sie bietet die Möglichkeit, in Erwägungen festzuhalten, aus welcher Motivation heraus die Parteien ein Abkommen schliessen und welche Absicht sie verfolgen. Sie kann später als Auslegungshilfe dienen.

Im Sinne einer Einleitung sollte das Abkommen mindestens die Parteien festhalten und bezeichnen, gestützt worauf sie das Abkommen schliessen. (z.B. Der Kanton xy, gestützt auf Art. nn des Gesetzes über ..., und der Kanton wz, gestützt auf Art. nn des Gesetzes, vereinbaren: )

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Anmerkung: Die allgemeinen Bestimmungen umschreiben die Form sowie den Zweck und Auftrag der gemeinsamen Einrichtung. Bei der Bestimmung von Zweck und Auftrag gilt es zu bedenken, dass diese den Rahmen für die Ausführungsbestimmungen geben, die von den Organen des Abkommens erlassen werden können. 

Art. 
Name, Rechtsform und Sitz

Die Anstalt NN ist eine öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit der am Abkommen beteiligten Kantone.

Sitz der Anstalt NN ist in Wo.
Die Anstalt NN ist in ihrer Organisation und Betriebsführung selbständig. Sie führt eine eigene Rechnung. 

Art. 
Zweck der Anstalt

Art. 
Aufgaben/Auftrag der Anstalt

Anmerkung: Entweder können hier die Aufgaben schon klar umschrieben werden und/oder es wird auf einen Leistungsauftrag verwiesen, der zwischen der Anstalt und den Kantonen abgeschlossen wird.

Art. 
Eigentum der Anstalt NN
Die Einrichtungen und das Betriebsvermögen der Anstalt NN stehen in deren Eigentum. (Anmerkung: Eine allfällige Austrittsentschädigung und/oder die Verwendung Liquidationserlös sind unter „Austritt und Auflösung“ zu regeln).

Art. 
Begriffe
Je nachdem beinhaltet das Abkommen Begriffe, die zur einheitlichen Auslegung zu definieren sind.

2. Abschnitt: Organisation

Anmerkung zur Mitsprache der Kantone: vgl. Art. 13 der IRV: Die Trägerkantone haben in der Trägerschaft grundsätzlich ein paritätisches Mitspracherecht. Dieses kann ausnahmsweise nach der finanziellen Beteiligung gewichtet werden. Das Mitspracherecht ist umfassend und erstreckt sich auf alle Bereiche der Leistungserstellung. Die Grundsätze der ZRK Ziffer 5.1 verlangen als Regelkriterium die anteilmässige Mitsprache der Partner. Wird das Mitspracherecht ungleich verteilt, hat dies in der Regel Auswirkungen auf die finanzielle Beteiligung (wer mehr zu sagen hat, soll mehr bezahlen).
Art. 
Organisation, Organe

a)
Aufsichtsorgan (Anmerkung: strategisch, z.B. Verwaltungsrat, Aufsichtsrat, etc. Je nach Charakter der gemeinsamen Einrichtung kann das strategische Aufsichtsorgan in zwei Organe aufgeteilt werden. So kennt z.B. das FHZ-Konkordat einen aus den zuständigen RR bestehenden Konkordatsrat als oberste vollziehende Konkordatsbehörde und einen Fachhochschulrat aus Vertretungen der Bildung, Wirtschaft und Gesellschaft als strategisches Organ. Das Labor der Urkantone vereinigt beide in einem Organ, der Aufsichtsbehörde.)

b)
Leitungsorgan (operativ, z.B. Geschäftsführung, Betriebsleitung)

c)
eventuell weitere speziell zu erwähnende Organe der Einrichtung

d)
eventuell interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission (parlamentarische Aufsicht)

e)
Revisionsstelle 

f)
eventuell selbständige Rekurskommission (als Justizbehörde, sofern nicht das Verwaltungsverfahren an ein bestehendes z.B. kantonales Organ festgesetzt werden soll).

A. Aufsichtsorgan

Art. 
Zusammensetzung

Anmerkung: In der Regel besteht das Aufsichtsorgan (z.B. Konkordatsrat) aus je einem Regierungsmitglied der Partnerkantone. Dies muss aber nicht der Fall sein. vgl. auch Art. 15 der IRV. Zu regeln gilt es hier auch die Konstituierung und eventuell die Entschädigung.

Art. 
Aufgaben / Zuständigkeiten / Kompetenzen

Anmerkung: Soll das Aufsichtsorgan Rechtsetzungskompetenzen erhalten, müssen diese Kompetenzen hier explizit erwähnt und abgesteckt sein. Die im Rahmen des NFA anstehende Verfassungsrevision sieht die Möglichkeit weitgehender Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen an interkantonale Organe vor (vgl. Entwurf Art. 48 Abs. 5 BV).

Art. 
Beschlussfassung

Anmerkung: Einstimmigkeits- oder Mehrstimmigkeitsprinzip; Stichentscheid; 

B. Leitung der Anstalt NN
Art. 
Besetzung / Stellung 

Art. 
Aufgaben / Kompetenzen

C. Interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission

Art. 
Zusammensetzung

Anmerkung: vgl. Art. 16 der IRV oder als Beispiel die Regelung beim Verkehrssicherheitszentrum OW/NW, Art. 5
Art. 
Aufgaben / Kompetenzen

Anmerkung: vgl. Art. 16 der IRV 

Art. 
Beschlussfassung

D. Revisionsstelle / Finanzkontrolle

Anmerkung: Für die Prüfung der Rechnung der gemeinsamen Einrichtung kann eine Revisionsstelle eingesetzt werden (mit konkretem Auftrag) oder sie wird z.B. der Finanzkontrolle eines Kantons (z.B. Standortkanton) zugewiesen.

Art. 
Zusammensetzung / Einsetzung

Art. 
Aufgaben / Kompetenzen 

3. Abschnitt: Betrieb und Personal der Anstalt NN
Anmerkung: Auch wenn es sich um eine Anstalt handelt, die den Betrieb und die Organisation selbständig festlegen kann, sollten die Grundzüge in diesem Abschnitt festgelegt werden.

Art. 
Gleichberechtigter Zugang

Anmerkung: Einwohnern der Trägerkantone ist in der Regel der gleichberechtigte Zugang zu den Leistungen gewährleistet (vgl. Art. 14 IRV und Ziffer 5.1 der ZRK-Grundsätze). 

Art. 
Betriebsführung und Organisation

Anmerkung: Theoretisch können im Vertrag Vorschriften über die Betriebsführung und Organisation gemacht werden. z.B. kann festgehalten werden, dass die gemeinsame Einrichtung nach den Grundsätzen der Kunden-, Leistungs- und Wirkungsorientierung geführt wird und z.B. von der Aufsichtsbehörde via Leistungsauftrag geführt wird. Die Frage kann aber auch der Anstalt selber überlassen werden. (vgl. die Regelung beim Verkehrssicherheitszentrum OW/NW, Art. 13). 

Art. 
Leistungsauftrag

Anmerkung: Falls Führung via Leistungsauftrag, sind hier die Grundzüge des Inhaltes des Leistungsauftrages zu regeln sowie des Verfahrens, wie LA erlassen wird (z.B. Konkordatsrat oder je beteiligte Regierungen etc. Je weniger die Kantone bzw. je mehr die Anstaltsorgane zum Erlass beitragen, desto konkreter sollte der Inhalt bereits im Abkommen festgeschrieben werden). (vgl. z.B. Art. 11 des Konkordates über das Laboratorium der Urkantone).

Art. 
Personal

Anmerkung: Regelung z.B. der Wahl / Wahlvoraussetzungen / Einsetzung sowie des Erlass eines Dienstreglement (vgl. z.B. Art. 12 des Konkordates über das Laboratorium der Urkantone).

Art. 
Anwendbares Recht 

Anmerkung: Bei einer interkantonalen Einrichtung, die in mehreren Kantonen tätig ist, stellt sich immer wieder die Frage, welches Recht die Einrichtung anzuwenden hat. Die Frage kann einerseits mit einer allgemeinen Auffangklausel gelöst werden („Ohne ausdrücklichen Verweis wendet die Anstalt NN das Recht des Standortkantons an“).

Je nach Anstalt und Auftrag sind verschiedene Rechtsfragen explizit zu regeln. So z.B. das Personalrecht, Datenschutz, Staatshaftungsrecht, Verfahrensrecht (vgl. Rechtsschutz), Bekanntmachungen, Amtsgeheimnis, Amtshilfe, Submissionsrecht, Gebührenordnung

Zu prüfen (und allenfalls regeln) ist sodann die Möglichkeit, Rechtsetzungskompetenzen an Anstaltsorgane zu delegieren. Dies wird durch die mit dem NFA in Zusammenhang stehende Verfassungsrevision ausdrücklich ermöglicht. Die Kompetenzen müssten in diesem Vertrag explizit erwähnt und umrissen sein. (vgl. Entw. BV Art. 48 Abs. 5)

4. Abschnitt: Finanzen
Anmerkung: Vergleiche dazu grundsätzliche Ausführungen in Ziffer 5.1 der ZRK-Grundsätze, Verteilung von Nutzen und Lasten, sowie die IRV Art. 8 ff.
Art. 
Kosten- und Leistungsrechnung

Anmerkung: In der Regel ist eine gemeinsame Einrichtung zur Führung einer Kosten- und ev. Leistungsrechnung zu verpflichten. 

Art. 
Kostentragung / Finanzierung der Anstalt NN
Anmerkung: Regelung der Investitionskosten sowie der Betriebskosten. Hier ist auch die Frage einer Standortabgeltung zu regeln: Resultiert aus der gemeinsamen Einrichtung für den Standortkanton ein volkswirtschaftlicher Vorteil / Nachteil, der abzugelten ist? Falls ja, besteht die einfachste Lösung darin, dass der Standortkanton von den Nettokosten, die die Träger zu übernehmen haben, einen dem Nutzen entsprechenden Vorweganteil übernimmt (Fachhochschule Zentralschweiz z.B. 12%). 

Art. 
Gebühren / Entgelte
Anmerkung: Soll die Anstalt Gebühren erheben können? Wenn ja ist zu regeln, wer die Gebührenordnung festlegt (eine Gebührenordnung z.B. des Aufsichtsorgans oder möglich ist auch, dass die Anstalt je kantonale Gebühren anwendet). Sofern die Anstalt auch privatwirtschaftlich tätig sein kann, ist eventuell ein Rahmen für die Preispolitik zu setzen. 

Art. 
Steuerpflicht der Anstalt NN
Anmerkung: Für die Ausübung hoheitlicher Tätigkeiten sind die gemeinsamen Einrichtungen in der Regel von der Steuerpflicht zu befreien. Für die privatwirtschaftliche Tätigkeit ist die Steuerpflicht und ev. die Verwendung der Steuereinnahmen zu regeln. (vgl. z.B. Art. 17 des Konkordates über das Laboratorium der Urkantone).

5. Abschnitt: Rechtsschutz

Anmerkung: Der Rechtsschutz der Bürger darf aufgrund der Übernahme hoheitlicher Tätigkeiten durch interkantonale Einrichtungen nicht eingeschränkt werden (vgl. Art. 15 Abs. 1 des Entw. BG über den Finanzausgleich).

Art.
Rechtsschutz, Verwaltungsrechtspflege

Anmerkung: Ist nur dann zu regeln, wenn die Bürger unmittelbar Benutzer der Anstalt sind und ihnen damit auch eine Art Parteistellung zukommen kann. Es ist dann das anwendbare Verfahrensrecht und die zuständige Beschwerdeinstanz zu bezeichnen. Die einfachste Regelung ist der Verweis auf Verfahren und Behörden des Sitzkantons. (vgl. die Regelung beim Verkehrssicherheitszentrum OW/NW, Art. 12)

Art.
Streitigkeiten zwischen beteiligten Kantonen, Streitschlichtung

Anmerkung: Streitigkeiten zwischen Kantonen sind mittels staatsrechtlicher Klage vor dem Bundesgericht auszutragen (BV 189 Abs. 1 lit. d). Nach Möglichkeit ist davor aber eine Streitschlichtung vorzusehen (vgl. Ausführungen zum Neuen Finanzausgleich, wonach das Schlichtungsverfahren die Regel werden soll, Art. 15 Entwurf FAG). Nach Inkrafttreten des Vertrages über das Streitbeilegungsverfahren könnte die Norm wie folgt lauten: „Die Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien richtet sich nach dem Vertrag über das interkantonale Streitbeilegungsverfahren vom xx.xx.xxxx. Vorbehalten bleibt die Beurteilung durch das Bundesgericht gemäss Art. 189 Abs.1 lit. d BV.“

Art.
Strafbestimmungen
Anmerkung: Sofern Handlungen im Geltungsbereich dieses Vertrages mit Strafe anzudrohen sind, könnten hier Strafbestimmungen eingefügt werden. Dürfte aber die Ausnahme bleiben.

6. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 
Inkrafttreten
Anmerkung: Voraussetzung und Zeitpunkt des Inkrafttretens (Kann festgeschrieben oder die Bezeichnung des Datums einem Organ delegiert werden.)

Das Abkommen ist dem Bund (BV 48 Abs. 3) zur Kenntnis zu bringen. Bezeichnung, wer dies macht. (Zur Aktualisierung der Sammlung der Zentralschweizer Abkommen ist das Abkommen auch dem ZRK-Sekretariat bekannt zu machen).

Art. 
Beitritt weiterer Kantone
Anmerkung: Soll offengelassen werden, ob später weitere Kantone beitreten können, wäre das Verfahren zu regeln. 

Art. 
Dauer und Kündigung
Anmerkung: Ist der Vertrag befristet / unbefristet, welche Fristen und Termine gelten bezüglich der Kündigung, welche Wirkungen kommen der Kündigung zu.

Art. 
Austritt 

Anmerkung: Mit Vorteil wird auch ein allfälliger Austritt eines Kantons geregelt (Fragen der Haftung des austretenden Partners sowie einer allfälligen Abfindung / Nachzahlung).

Art. 
Auflösung
Anmerkung: Regelung der Auflösungsgründe, Liquidationsverfahren und Erlösverwendung.

Art. 
Übergangsbestimmungen
Anmerkung: Regelung von Fragen für die Zeit bis zum Inkrafttreten des Vertrages, der Aufhebung anderer Verträge / Erlasse etc. 

Datierung/Unterzeichnung

� Blaise Knapp, Grundlagen des Verwaltungsrechts, Basel 1993, Band II, Rn 2564 ff.
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